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Mittwoch , 16 . April 18S0 .

Badischer Landtag .

Karlsruhe , 13 . April . 11 . öffentliche Sitzung der
Ersten Kammer vom 12. April . (Ausführlicher Bericht. )

Freiherr v . Rüdt erstattet namens der Kommission
für Justiz und Verwaltung Bericht über den Gesetzent -
avurf betr . die Aenderung des Gesetzes vom 20. Februar
1868 über die Anlage von Ortsstraßen und die Feststel¬
lung der Baufluchten, sowie das Bauen längs der Land¬
straßen und Eisenbahnen.

Der Berichterstatter führt aus , daß schon das II . Kon-
stitutionsedikt den Gemeinden die Verpflichtung zur Her¬
stellung und Unterhaltung der Ortsstraßen auferlegt habe.
Drese gesetzliche Vorschrift habe jedoch, auch nachdem durch
tz 116 des Pol . - St . - G . ' B . der Bauherr unter Strafan¬
drohung für verpflichtet erklärt worden war, den Ver¬
ordnungen über die Baulinie ?c . nachzukommen , sich bei
der gesteigerten Bauthütigkeit als nicht genügend erwiesen ,
und deshalb habe das Gesetz vom 20. Februar 1868 die
Verpflichtung der Gemeinden zur Herstellung und Unter¬
haltung der Ortsstraßen näher geregelt. Dieses Gesetz
habe aber bald nach seinem Inkrafttreten Anfechtungen
seitens der Gemeinden erfahren . Insbesondere sei seitens

- der größeren Städte schon im Jahre 1876 der Regierung
eine Reihe von Beschwerdepunkten bezeichnet , und als
dieser Vorstellung keine Folge gegeben wurde, an die
Hohe Zweite Kammer eine Petition gerichtet worden,
welche der Großh . Regierung zur Kenntnißnahme über¬
wiesen worden sei. Nachdem sodann der Gegenstand auf
dem Landtag 1877/79 durch eine Motion des Abgeord¬
neten v . Blittersdorf von ireuem angeregt wurde, habe
die Großh . Regierung auf dem Landtag von 1879/80
«inen Gesetzesvorschlag eingebracht, der auch die Zustim¬
mung der beiden Häuser erlangt habe. Dadurch seien die

bezüglich der Artikel 9 und 12 des Gesetzes vom 20 . Fe¬
bruar 1868 geltend gemachten Mängel beseitigt worden.

Neuerdings nun sei seitens der Vertretungen der größe¬
ren Städte an die Großh. Regierung eine Vorstellung
des Inhalts gerichtet worden, daß das Ortsstraßengesetz
den praktischen Bedürfnissen und auch den Rechtsanschau¬
ungen der Gegenwart nicht mehr genüge. Diese Vor¬
stellung habe den äußeren Anstoß zu dem vorliegenden
Gesetzentwurf gegeben .

Zweierlei gewichtige Interessen stünden sich bei der
Regelung der Befugnisse und Verpflichtungen der Ge¬
meinden in Bezug auf die Anlage der Ortsstraßen ge¬
genüber, das Interesse der Gemeinde an einer geordneten
Entwickelung der Bauthütigkeit und das Interesse der Grund-
eigenthümer an einer für ihn möglichst vortheilhaften Aus¬
nutzung seines Eigenthums . Sache der Gesetzgebung und
namentlich des Vollzugs der bestehenden Gesetze sei es,
diese widerstreitenden Interessen möglichst auszugleichen,
und diesem letzteren Bestreben entspringe auch der vor¬
liegende Gesetzesvorschlag . Wo freilich zwischen den beider¬
seitigen Interessen ein Konflikt bestehe , gehe das öffent¬
liche Interesse den privaten Interessen vor, und mit Rück¬
sicht hierauf schlage der Entwurf die Aufhebung des Art .
6 und 8 des bestehenden Gesetzes vor .

Art . 6 gestatte , entsprechend der Vorschrift des tz 84
des Zwangsabtretungsgesetzes , dem Eigenthümer . welcher
im Zwangsweg eine Liegenschaft abzutreten hatte , diese
gegen Ersatz der empfangenen Entschädigung wieder an
sich zu ziehen , wenn der Plan nicht ausgeführt werde.
Während aber das Zwangsabtretungsgesetz diese Befugniß
aus 1 Jahr beschränke , habe Art. 6 des Ortsstraßenge¬
setzes dieselbe dem Eigenthümer auf die ganze Dauer der
Klageverjährungsfrist gewährt und dadurch mit Rücksicht
auf die Veränderungen , welche im Werth der Grundstücke
während dieser Zeit eintreten könnten, die Gemeinden un¬
billigerweise benachtheiligt.

Art . 8 des Gesetzes , wonach die Einhaltung des fest¬
gestellten Bauplans nur da verlangt werden könne , wo
die planmäßig vorgesehene neue Straße in einer dem
dringendsten Bedürfniß entsprechenden Weise bis zum
Bauplatz und längs desselben hergestellt sei. ermögliche es

-Einem einzelnen Bauspekulanten , die Gemeinde zur Her¬
stellung einer im Ortsbauplan vorgesehenen Straße , für
welche zur Zeit ein allgemeines Bedürfniß noch nicht vor¬
liege, zu zwingen , und nöthige dadurch die Gemeinden
im Interesse der Aufrechterhaltung des Ortsbauplans zu
ungerechtfertigtenStraßenherstellungen . Diese Bestimmung

.habe von jeher lebhafte Anfechtung erlittten und die
Kommission sei aus den seitens der Vertretungen der
Städte geltend gemachten Gründen mit dem vorgeschla¬
genen Strich derselben einverstanden.

Die übrigen Bestimmungen des Gesetzentwurfs be¬
zweckten zum Theil die Sicherung der Durchführung des
Ortsbauplans (Art . 7,8 a . und 8 b .) , zum Theil den Schutz
des Grundeigenthümers gegen zu weitgehende Eingriffe
in seine Rechte (Art . 6, 8, 17 und 18 ) . Die Kommission
habe sich, abgesehen von einigen Aenderungen , mit dem
Entwurf einverstanden erklären können ; gleichzeitig habe
sie aber auch eine Abänderung des Gesetzes in einigen
anderen Punkten für angemessen erachtet (Art . 2 Abs . 1
und Art . 12) , wenn schon die vorgeschlagenen Aende¬
rungen nicht prinzipieller Natur , vielmehr nur bestimmt
seien , den Gedanken des bestehenden Gesetzes Präziser
zum Ausdruck zu bringen . Einige weitere gleichfalls bei
der Kommissionsberathung beantragte Aenderungen des
Gesetzes (in Art . 9 Abs . 2 und Art . 13) , sowie einen

Aenderungsvorschlag bezüglich des ß 73 der Städteord¬
nung, worüber der gedruckt vorliegende Kommissionsbericht
das Nähere enthalte, seien seitens der Antragsteller schließ¬
lich nicht aufrecht erhalten bezw . von der Kommission
nicht für begründet erachtet worden.

Kommerzienrath Diffenö hält sich im Hinblick auf
die Wichtigkeit des vorliegenden Gesetzes für die Gemein¬
den und insbesondere für die größeren Städte für ver¬
pflichtet , seinen Standpunkt gegenüber demselben näher
zu präzisiren.

Obwohl das Ortsstraßengesetz vom Jahr 1868 schon
mehrfache Aenderungen erfahren habe , sei es doch noch
nicht gelungen , das Gesetz in einer alle Theile befriedi¬
genden Weise zu fassen und es seien daher auch die
Klagen über das bestehende Gesetz nie verstummt . Ins¬
besondere habe Art . 8 zu unbilligen Anforderungen an
die Gemeinden Anlaß gegeben . Es sei daher sehr dankens-
werth, daß die Großh . Regierung sich einer Abänderung
des Gesetzes unterzogenhabe . Der Entwurf entspreche nach
seiner Auffassung allen billigen Anforderungen der städti¬
schen Verwaltungen , wenn auch die geäußerten Wünsche
nicht alle Hütten befriedigt werden können . Letzteres sei
überhaupt unmöglich : bei der hier obwaltenden Divergenz
der Interessen der Gemeinden und der Grundeigenthümer
könne nur die möglichste Ausgleichung der widerstreitenden
Interessen das Ziel einer gesetzgeberischen Thätigkeit bil¬
den, und auch der Entwurf habe sich dieses Ziel gesteckt .

Eine gedeihliche Entwickelung der Gemeinde sei nicht
denkbar , wenn diese nicht für Unterhaltung und Herstel¬
lung der Ortsstraßen Sorge trage . Um diese Aufgabe
erfüllen zu können, müßte die Gemeinde in der Lage sein ,
den Ortsbauplan mit verbindlicher Kraft festzustellen , auch
die geordnete Weiterführung des Ortsbauplans durch
eventuelle Bauverbote zu sichern und endlich die zur
Herstellung der Ortsstraßen erforderlichen Grundstücke
auch gegen den Willen der Eigenthümer zu erwerben .

Die Aufstellung eines für die Allgemeinheit verbind¬
lichen Ortsbauplans sei der Gemeinde schon durch das
bisherige Gesetz gewährt gewesen . Allerdings sei durch
die Bestimmung des Art . 8 bisher dieses Recht vielfach
illusorisch gemacht worden. In Folge dieser Vorschrift
seien nämlich die Gemeinden vielfach durch Bauspekulan¬
ten gezwungen worden. Straßen herzustellen, für die zur
Zeit ein Bedürfniß nicht vorlag , oder auf die Durch¬
führung des festgestellten Bauplans zu verzichten . Der
Strich dieser Bestimmung und die Ersetzung derselben
durch den neuen Art . 8 müsse als sehr glücklich bezeichnet
werden , da diese neue Bestimmung wohl geeignet sein
werde , die in dieser Beziehung bisher hervorgetretenen
Mängel abzustellen .

Die geordnete Weiterführung des Ortsbauplans zu
sichern, seien dagegen die Gemeinden bisher nicht in der
Lage gewesen. Diese Lücke auszufüllen sei Art. 8d . be¬
stimmt . Wenn hiernach ein Bauverbot bezüglich solcher
Bauten , deren Lage der angemessenen Fortführung des
Ortsbauplans Hindernisse bereiten , zugelassen werde , so
sei dieser immerhin bedeutsame Eingriff in die Rechte des
Grundeigenthümers deshalb unbedenklich , weil die Ge¬
meinden in ihrem eigenen Interesse sich hüten würden , die
Baulust zu hemmen .

Das Enteignungsrecht der Gemeinden endlich bezüglich
der zur Straßenherstellung erforderlichen Grundstücke sei
schon bisher anerkannt gewesen, und zwar stehe es nach
dem Gesetz im Belieben der Gemeinde , wann sie dieses
Recht ausüben wolle . Der Grundeigenthümer sei ver¬
pflichtet , jederzeit sein Grundstück abzutreten , während
es im Belieben der Gemeinde stehe , den Ortsbauplan
jederzeit unter Einhaltung des gesetzlichen Verfahrens
zu ändern. Diese Beschränkung des Grundeigenthums
sei eben im öffentlichen Interesse geboten. Uebrigens sei
diese Beschränkung keine sehr weitgehende, da der Grund-
eigenthümer in der Nutzung seines Grundstücks nicht ge¬
hindert werde . Auch sei zu erwägen, daß der dem Eigen¬
thümer verbleibende Grundstückstheil durch die Anlage
der Straße regelmäßig eine Werthssteigerung erfahre,
er also hierin für die gedachte Beschränkung ein Aequi-
valent erhalte. Gemildert sei diese Beschränkung des
Grundeigenthümers außerdem durch Art. 6 des Entwurfs,
wonach der Eigenthümer eines zur Herstellung einer
Ortsstraße erforderlichen Grundstücks nach Ablauf einer
bestimmten Frist seit Feststellung des Bauplans die Ueber-
nahme durch die Gemeinde verlangen könne . Diese Be¬
stimmung , die in den Gesetzen anderer Länder keine Auf¬
nahme gefunden habe , belaste zwar die Gemeinden , sei
aber aus Billigkeitsgründen zu empfehlen.

Als eine mittelbare Folge der Vorlage dieses Gesetz¬
entwurfs müsse Redner die Auslegung , welche § 73 der
Städteordnung bei der Kommissionsberathung seitens der
Großh . Regierung gefunden habe , besonders begrüßen ,
da dieser Gegenstand von besonderer Wichtigkeit für die
Städte sei . Nach der Auslegung der Großh. Regierung
seien nämlich die Städte berechtigt , den Eintrag- okZ Vor¬
zugsrechts für die Straßenherstellungskosten unter Zu¬
grundelegung des voranschlagsmäßigen Aufwands und
vorbehaltlich späterer Rektifikation zu bewirken, nicht erst
nach erfolgter Fertigstellung der Straße und auf Grund
der Berechnung des wirklichen Aufwands .

Redner faßt zum Schluß seine Ansicht dahin zusammen ,
daß der vorliegende Gesetzentwurf eine Reihe werthvoller
Verbesserungen enthalte und in der Hauptsache den be¬

rechtigten Wünschen der Vertretungen der größeren Städte
entspreche und so einen erfreulichen Fortschritt auf diesem
Gebiet der Gesetzgebung darstelle .

Landgerichtspräsident vr . v . Rotteck : die Schwierig¬
keit der befriedigenden Lösung der hier gestellten Aufgabe
beruhe vor Allem darauf, daß hier eine Kollision zwi¬
schen dem öffentlichen Interesse und dem Interesse der
Privateigenthümer vorliege. Wenn man nun auch im
Prinzip anerkennen müsse, daß das private Interesse
dem öffentlichen zu weichen habe, so dürfe doch nicht außer
Betracht bleiben , daß der Private selbstverständlich voll¬
ständig schadlos gehalten werden müsse, ein Grundsatz ,
der im Zwangsabtretungsgesetz Ausdruck gefunden habe.
In dieser Beziehung könnte daher vielleicht das vorliegende
Gesetz einen Schritt weiter gehen und dem Grundeigen¬
thümer eine Entschädigung nicht nur für die Abtretung
des Grundstücks, sondern für jeden materiellen Schaden,
der ihm aus der Aufstellung des Ortsbauplanes erwächst,
zugebilligt werden , wenn schon Redner die Schwierigkeit
der Durchführung einer solchen Bestimmung nicht ver¬
kenne .

Das Gesetz vom 20 . Februar 1868 sei ein Versuch
gewesen ; Erfahrungen hätten damals nicht Vorgelegen,
und daher sei leicht begreiflich , daß einzelne Bestimmungen
dieses Gesetzes später Angriffe erfuhren. Namentlich sei
dies in den Städten der Fall gewesen , in denen die
Bauthütigkeit eine regere ist. Den Wünschen der Städte
habe auch das Gesetz vom Jahr 1880 nicht vollständig
entsprochen . Der vorliegende Gesetzentwurf nun enthalte
wesentliche und werthvolle Aenderungen zu Gunsten der
Stadtgemeinden , so die Aufhebung des Art . 6 und die
wesentliche Abänderung des Art . 8. Der Entwurf be¬
zwecke aber andererseits auch die Wahrung der Rechte
der Grundeigenthümer , so durch den neuen Art. 6 und
die Art. 1 ? und 18.

In der Kommission seien die verschiedenartigsten An¬
schauungen vertreten gewesen , aber über die grundlegenden
Bestimmungen sei dennoch Uebereinstimmung erzielt wor¬
den , da allgemein die Ueberzeugung herrschte , daß die
Wünsche der Vertretungen der Städte, wenn sie auch in
manchen Punkten über das richtige Maß hinausgegangen
sein mögen, doch in vielen Beziehungen berechtigt und
begründet seien.

Geheimerath vr . v . Holst weist darauf hin, daß viel¬
fach Befürchtungen laut geworden seien , dieser Gesetz¬
entwurf werde überhaupt nicht zur Annahme gelangen ,
uno daß der Entwurf schon als unannehmbar bezeichnet
worden sei . Charakteristischerweise seien aber diese Be¬
denken gegen den Gesetzesvorschlag nicht aus den Kreisen
der Grundeigenthümer , sondern aus denjenigen Kreisen,
denen die Gesetzesvorlage in so erheblichem Maße ent¬
gegenkomme , laut geworden . Daraus sei , wie er glaube ,
zu ersehen, daß nicht nur ein sehr schwerwiegendes , son¬
dern auch ein sehr dringliches Bedürfniß nach Abände¬
rung des bestehenden Gesetzes in jenen Kreisen sich gel¬
tend mache. Das Vorhandensein dieses Bedürfnisses
müsse Redner auch nach seiner eigenen Erfahrung be¬
stätigen. — Wenn Redner auch sonst nicht zu Denjenigen
gehöre, welche die Grundlagen unserer modernen Kultur
erschüttern wollen , so habe er doch bei den Kommissions¬
berathungen bezüglich der Frage , wie weit das Privat¬
interesse gegenüber dem öffentlichen Interesse zurücktreten
müsse , den radikaleren Standpunkt vertreten , da er es
für unumgänglich nöthig halte, daß den größeren Kom¬
munen diejenige Entwickelungsmöglichkeit gesichert werde,
die die moderne Entwickelung erheische. Auch sei zu be¬
achten , daß in vielen Fällen eine im Interesse der Allgemein¬
heit nöthig fallende , anscheinende Schädigung des Grund¬
eigenthümers in kurzer Zeit durch irgend welche Bortheile
ausgeglichen werde . Letzteres treffe vielleicht nur bezüglich
der Landgemeinden nicht in dem gleichenMaße zu, und diese
Verschiedenheit werde hinter Umständen bei einer künftigen
Aenderung des Gesetzes zu einer Scheidung zwischen den
Städten und Landgemeinden Anlaß geben . Daß die
grundlegenden Gedanken des heutigen Gesetzes von städti¬
schen Verhältnissen ausgehen , sei durchaus korrekt , da
andernfalls die Entwicklung der Städte in außerordent¬
lichem Maße geschädigt würde . Wenn aber einmal ein
solcher Schaden cingetreten sei , so bedürfe es zu dessen
Beseitigung ganz ungeheuerer Opfer . Redner glaubt
daher , daß , wenn man dem vorliegenden Gesetzentwurf
auch nicht in jedem einzelnen Punkte glaube zustimmen
zu können , man um des großen Zieles willen diese Be¬
denken unterdrücken solle . Auch Redner schreite nicht
leichten Herzens über die Privatinteressen hinweg, aber
den Interessen der Gemeinden gegenüber müßten die In -
teressen der Einzelnen zurücksteheu.

Gutsbesitzer Frhr . Ferdinand v . Bodman hält es für
geboten , daß die größeren Städte die Grundlagen für
die weitere Ausdehnung des städtischen Gemeinwesens in
weit vorausschauender Weise, nicht bloß für die „nähere
Zukunft " feststellen. Die Frage der Anlegung einer neuen
Ortsstraße könne nicht von Fall zu Fall entschieden wer¬
den ; sei dies dennoch der Fall , so könne der Rückschlag
nicht ausbleiben und , wie das Beispiel mancher Städte
beweise , erfordere dann eine nachträgliche Aenderung un¬
geheure Geldopfer .

Daß das Einzelinteresse gegenüber dem allgemeinen
Interesse zurückstehen müsse , erkenne auch er an , aber nur
insoweit, als dies absolut nothwendig sei. Wenn aber



Art . 5 bestimme , daß der Gemeinderath die Abtretung
zu jedem ihm geeigneten Zeitpunkte verlangen könne,
selbst wenn die Ausführung des Plans noch nicht in An¬

griff genommen werden sollte , so sei dies ein Eingriff
in das Privatinteresse , der durch die Nothwendigkeit der

Aufstellung eines Straßenplans nicht bedingt sei . In
vielen Fällen werde nämlich das Interesse des Grund -

eigenthiimers nicht dahin gehen , daß ihm sein Grund¬

eigenthum möglichst bald abgenommen werde , sondern im

Gegentheil dahin , sein Eigenthum so lange ungeschmälert
zu erhalten , bis die Herstellung der geplanten Straße
auch wirklich erfolge . Wenn aber die Gemeinde die Straßen¬
fläche erwerbe , ohne die Straße auch alsbald anzulegen ,
so werde der Eigenthümer in der Benützung des ihm ver¬
bleibenden Grundeigenthums oft schwer geschädigt . Ge¬

genüber den werthvollen Zugeständnissen an die Gemein¬
den könnte dem Grundeigenthümer ein gewisses Aequivalent
geboten werden , wenn in Art . 5 bestimmt würde , daß die
Gemeinde dann auch verpflichtet sein solle, innerhalb einer

bestimmten Frist die Straße herzustellen . Ein bezüglicher
Antrag habe jedoch in der Kommission keine Unterstützung
gefunden . Geichwohl habe es Redner für seine Pflicht gehal¬
ten , diesen Punkt hier ausdrücklich zur Sprache zu bringen .

Geheimer Referendär Haas glaubt , daß die Haupt¬
schwierigkeit darin liege , zu bestimmen , welche Wirkung
einem ordnungsmäßig festgestellten Bauplan zukomme.
Selbstverständlich könne nicht in Frage kommen , sofort
nach Feststellung des Bauplans die Gemeinde für ver¬

pflichtet zu erklären , die betreffenden Straßen ohne Per¬

zug auszuführen . Mehr als die bisherigen Vorschriften
des Gesetzes scheine der Entwurf den berechtigten An¬

sprüchen der Gemeinden zu genügen ; Redner glaube da¬

her , daß die Gemeinden Ursache haben , diesen Gesetzent¬
wurf als einen wesentlichen Fortschritt zu begrüßen .

Ministerialdirektor Geheimerath Eisen lohr führt aus ,
daß seitens der Herren Vorredner schon mehrfach auf
die Schwierigkeiten einer gesetzlichen Regelung des hier
in Frage stehenden Gegenstandes und auf den Grund

dieser Schwierigkeit , die Divergenz der gegenseitigen
Interessen , hingewiesen worden sei . Bis zum Jahre 1868

sei die Entscheidung im einzelnen Fall dem Ermessen der

Verwaltungsbehörde überlassen gewesen . Das Gesetz vom
20 . Februar 1868 habe zum ersten Male den Versuch
gemacht , diese Materie zu regeln , und zwar sei man
damals von dem Bestreben geleitet gewesen , das Interesse
der Grundeigenthümer gegenüber den Anforderungen der

Gemeindeverwaltungen zu schützen . Es dürfe daran er¬
innert werden , daß bei den Verhandlungen in den beiden

Hohen Häusern die Frage im Vordergrund stand , ob der

Entwurf den Interessen der Grundeigenthümer genugsam
Rechnung trage .

Auch in der Anwendung des Gesetzes hätten sich
mancherlei Schwierigkeiten ergeben , und zwar nicht nur
bei uns , sondern auch in den andern deutschen Staaten ,
die in der Regelung dieser Materie dem Vorgang Badens

folgten .
Mit Rücksicht auf die nunmehr gewonnenen Erfahrungen

habe die Regierung geglaubt , jetzt die Frage einer Prüfung
unterziehen zu können , ob nicht einzelne Bestimmungen
des Gesetzes einer Aenderung bedürften . Die Großh .

Regierung sei bei der Ausarbeitung des vorliegenden
Gesetzentwurfs von dem Bestreben geleitet worden , die

widerstreitenden Interessen der Gemeinden und der Grund¬

eigenthümer möglichst auszugleichen und ein für beide

Theile gerechtes Gesetz zu schaffen.
Es gereiche der Großh . Regierung zu hoher Befrie¬

digung , daß die verehrliche Kommission des Hohen Hauses
dem Entwurf im Ganzen ihre Zustimmung gegeben habe .

Vor Eintritt in die Spezialdiskussion theilt der Prä¬

sident mit , daß von dem Geh . Referendär Haas ein

Antrag eingebracht worden sei , wonach in einer zusätz¬

lichen Bestimmung die Großh . Regierung ermächtigt
werden solle, den Text des Gesetzes vom 20 . Februar
1868 in der durch das Gesetz vom 3 . März 1880 und

das vorliegende Gesetz bewirkten Fassung zusammenzu¬
stellen und durch das Gesetzes- und Verordnungsblatt zu
verkündigen . Die Beschlußfassung über diesen Antrag
wird bis nach erfolgter Berathung des Gesetzentwurfs
ausgesetzt .

In der sich hieran unmittelbar anschließenden Einzel -

berathung begründet der Berichterstatter die einzelnen
in dem Regierungsentwurf bezw . von der Kommission

vorgeschlagenen Aenderungen des Gesetzes vom 20 . Fe¬
bruar 1868 .

Zu Art . 2 des Gesetzes ist seitens der Kommission . be-

antragt , neu aufzunehmcn Abs . 1 in folgender Fassung :

Behufs der Anlegung neuer Ortsstraßen sind

Pläne in einer dem voraussichtlichen Bedürfnisse ent¬

sprechenden Weise festzustellen .
Der Berichterstatter verweist Hierwegen auf den

Kommissionsbericht . Die bisherige Fassung „ Pläne nach
dem voraussichtlichen Bedürfnisse der näheren Zukunft "

erscheine zu unbestimmt .
Ministerialdirektor Geheimerath Eisenlohr glaubt ,

daß an bestehenden Gesetzen nur dann eine Aenderung

vorgenommen werden sollte , wenn sich ein Bedürfniß für

dieselbe gezeigt habe . Im Kommissionsbericht sei aber

ausdrücklich anerkannt , daß die bisherige Fassung nie¬

mals eine Gemeinde in der Feststellung eines Ortsbau¬

plans beschränkt habe . Auch dem Redner sei nicht ein

einziger Fall dieser Art bekannt - geworden . Hiernach
könne ein Bedürfniß für diese Aenderung nicht anerkannt
werden . Auch sei eine Aenderung geradezu bedenklich, da

sie zu der Auslegung führen würde , daß nunmehr Orts¬

baupläne auch für die entferntere Zukunft aufgestellt
werden sollten . In dem Kommissionsbericht sei es als

zulässig bezeichnet , in den Ortsbauplan auch Baugebiete
einzuschließen , welche voraussichtlich nicht schon in den

nächsten Jahrzehnten ausgebaut würden . Es könne aber

doch namentlich mit Rücksicht auf die heutigen Verkehrs¬
verhältnisse mit irgend einer Wahrscheinlichkeit nicht ge¬
sagt werden , wie sich die Entwickelung einer Stadt in
30 bis 50 Jahren gestalten werde . Die Entscheidung
darüber , was unter näherer Zukunft zu verstehen sei , sei
den Verwaltungsbehörden überlassen und werde im ein¬

zelnen Fall nach den konkreten Verhältnissen getroffen .
Uebrigens könne sich die Großh . Regierung auch mit

der vorgeschlagenen Fassung einverstanven erklären , da
ein erheblicher Unterschied nicht bestehe . Nur dagegen
müsse Redner sich ausdrücklich verwahren , daß es Auf¬
gabe der Stadtverwaltungen sei , Ortsbaupläne für die

entferntere Zukunft aufzustellen .
Gehcimerath vr . v . Holst befürwortet den Vorschlag

der Kommission , da er dem Herrn Vorredner darin nicht
beipflichten könne , daß eine Abänderung eines Gesetzes
immer eine materielle Aenderung bedeute . Dies würde
nur dann der Fall sein , wenn lediglich wegen dieser
einen Aenderung eine gesetzgeberische Thätigkeit entfaltet
würde . Wenn aber , wie im vorliegenden Fall , materielle

Aenderungen eines bestehenden Gesetzes vorgenommen
würden , empfehle es sich, gleichzeitig redaktionelle Aende¬

rungen in den Punkten vorzunehmen , welche eine uner¬
wünschte Interpretation nach sich ziehen könnten . Die

bisherige Fassung schließe eine zu enge Auslegung nicht
aus , eine solche könne , wenn sie auch bisher nicht ange¬
wandt wurde , doch in der Zukunft Anwendung finden ,
wenn auch nicht seitens der Verwaltungsbehörden , so doch
seitens privater Betheiligter . Die Aenderung werde außer¬
dem von den Vertretungen der größeren Städte gewünscht .

Kommerzienrath Diffenö schließt sich den Ausfüh¬
rungen des Vorredners an . Wenn seitens der Großh .
Regierung besorgt werde , daß in Zukunft Ortsbaupläne
etwa für die Dauer von 50 Jahren aufgestellt würden ,
so müsse demgegenüber auf Art . 6 des Entwurfs ver¬
wiesen werden ; die hier gesetzte Frist werde die Ge¬
meinden mahnen , in der Bemessung des voraussichtlichen
Bedürfnisses nicht zu weit zu gehen .

Geheimer Referendär Haas vermag dem Antrag der

Kommission nicht beizustimmen , weil die bisherige Fassung
zu keinen Unzulräglichkeiten geführt habe . Wegen der

Bestimmung des Art . 6 werde ohnehin der Gesetzentwurf
die Folge haben , daß die Gemeinden ihre Ortsbaupläne
nach Inkrafttreten des Gesetzes einer Revision unter¬

ziehen , um nicht zur Erwerbung von Straßengelände ge¬
zwungen zu werden , ehe ein Bedürfniß für die Anlage
der Straße bestehe. Auch aus diesem Grunde scheine
eine weitere Fassung des Art . 2 Abs . 1 nicht erforderlich .

Landgerichtspräsident vr . v. Rotteck erklärt sich mit
den Ausführungen des Vorredners einverstanden .

Kommerzienrath Sander empfiehlt die Annahme des

Kommissionsantrags , welcher zum besseren Verständniß
diene .

Hierauf wird der Kommissionsantrag betr . den Art . 2

Abs . 1 angenommen , ebenso Art . 5 nach der Regierungs¬
vorlage . ^

Zu Art . 6 wird von Geheimerath vr . v . Holst be¬

antragt , hinter den Worten „ außerdem dann verlangen "

einzuschalten „wenn das Grundstück in seinem ganzen
Umfang abzutreten ist oder " . Der Antrag wird von

Landgerichtspräsident vr . v . Rotteck und Frhrn . v . Rüdt

unterstützt .
Von der Kommission ist beantragt , die Frist , nach

deren Ablauf seit Feststellung des Bauplans der Eigen¬
thümer die sofortige Uebernahme durch die Gemeinde

verlangen kann , von 10 auf 20 Jahre zu verlängern .
Der Berichterstatter weift darauf hin , daß Art . 6

dem Grundeigenthümer einen gewissen Schutz zu ge¬
währen bestimmt sei , indem danach die Gemeinde
unter bestimmten Voraussetzungen zur sofortigen Erwer¬

bung des für die Herstellung der Straße erforderlichen
Geländes gezwungen werden könne . Namentlich solle
dies dann der Fall sein, wenn nach dem Regierungsent¬
wurf 10 , nach dem Kommissionsantrag 20 Jahre seit
Feststellung des Bauplans abgelaufen seien , oder wenn
und insoweit das Grundstück schon zur Zeit der Plan¬
feststellung nach seiner Lage die Eigenschaft eines Bau¬

platzes besessen habe . Die Statuirung einer 10jährigen
Frist sei in der Kommission beanstandet worden . Ein

Gegenvorschlag sei dahin gegangen , diese Bestimmung ,
die sich auch in den Gesetzen der anderen deutschen
Staaten nicht finde , vollständig zu streichen. Die Mehr¬
heit der Kommission habe jedoch die Gründe für die Fest¬
stellung einer solchen Frist als berechtigt anerkannt , aber

geglaubt , dieselbe auf 20 Jahre bemessen zu sollen , da

10 Jahre im Leben einer großen Stadt ein sehr kurzer
Abschnitt sei. Der Antrag v . Holst sei schon in der Kom¬

mission erörtert worden ; nach der Ansicht der Majorität
lasse sich aber nicht vorausseheu , eine wie große Be¬

lastung der Städte dieser Vorschlag herbeiführen werde ;
auch würden durch Verlängerung der Frist auf 20 Jahre

schon die beiderseitigen Interessen genügend ausgeglichen .

Ministerialdirektor Geheimerath Eisenlohr bedauert

lebhaft , dem Antrag der Kommission nicht zustimmen zu
können . Wie schon seitens eines der Herren Vorredner

hervorgehoben morden sei, gehe die gegenwärtige Rechts¬
anschauung dahin , daß zwar das öffentliche Interesse dem

privaten vorgehe , aber nur vorbehaltlich einer Entschädi¬

gung . Hier solle aber dem Grundbesitzer eine Last auf¬

erlegt werden , für welche ihm keine Entschädigung ge¬
währt werde . Der Grundeigenthümer dürfe nach dem

Entwurf nach Feststellung des Ortsbauplans auf dem in

die Straße fallenden Theil des Grundstücks nicht bauen

und müsse jederzeit gewärtig sein , diesen Theil an die

Gemeinde abzutreten . Dadurch würde er in seiner Dis¬

position über das Grundstück beschränkt , letzteres gewisser¬
maßen mit einer Dienstbarkeit belastet und daher jeden¬
falls in seinem Werth vermindert . Eine Entschädigung
hierfür werde jedoch nach dem Entwurf nicht gewährt ;

eine solche könne auch nicht in der durch die Anlage einer
Straße eintretenden Werthssteigerung bezüglich des nicht
in die Straßenflucht fallenden Terrains erblickt werden
da dieser Werthssteigerung der Beitrag zu den Kosten
der Straßenherstellung gegenüberstehe , und da außerdem
wie vorhin von dem Frhrn . v . Bodman hervorgehoben
worden sei, die Gemeinde es vor wie nach der Erwer¬
bung des Grundstücks vollständig in der Hand habe ,
von dem sestgestellten Ortsbauplan wieder abzugehen , und
der Eigenthümer des für die Straße bestimmt gewesenen
Terrains nur dann eine Entschädigung erhalte , wenn er
auf dem Grundstück ein Gebäude errichtet oder in An¬
griff genommen habe .

Der Entwurf habe lediglich mit Rücksicht auf die
Schwierigkeit der Festsetzung einer Entschädigung in die¬
sen Fällen von der Gewährung einer solchen abgesehen ,
als Ausgleich dafür aber die Frist , während deren der
Eigenthümer durch den Ortsbauplan beschränkt sei , auf
eine verhältnißmäßig kurze Zeit , nämlich 10 Jahre be¬

messen. Mit der Verlängerung der Frist auf 20 Jahre
werde die Lage des Grundeigenthümers wesentlich ver¬
schlimmert . Eine erhebliche Belastung der Gemeinden
werde auch bei Annahme der 10jährigen Frist nicht ein-
treten , da es sich für diese nur um die Zinsen des Kauf¬
preises für 10 Jahre handle .

Redner müsse daher lebhaft wünschen , daß der Regie¬
rungsentwurf Annahme finde, da derselbe den Interessen
der Billigkeit und Gerechtigkeit mehr entspreche als der

Kommissionsantrag . Ganz besonders unbillig aber würde
die Festsetzung einer 20jährigcn Frist dann empfunden
werden , wenn das Grundstück in seinem ganzen Umfang ,
zur Straßenherstellung erforderlich ist . Falls der Regie¬
rungsentwurf nicht angenommen werden sollte , müsse er
jedenfalls den Antrag v . Holst , der diese Fälle treffe ,
zur Annahme empfehlen .

Landgerichtspräsident vr . v . Rotteck erklärt , daß er den

Ausführungen des Vertreters der Großh . Regierung voll¬

ständig beipflichten müsse, daß er aber einen Gegenantrag
wegen dessen voraussichtlicher Erfolglosigkeit nicht stellen
werde .

Kommerzienrath Diffenö befürwortet den Kommissions¬
antrag . Es sei zwar anzuerkennen , daß die Annahme
der 20 jährigen Frist eine Härte gegenüber dem Grund¬

eigenthümer involvire , allein das öffentliche Interesse ver¬
diene eben den Vorzug vor dem privaten . Der Grund¬

eigenthümer erhalte nach dem Regierungsentwurf für die
10 jährige Belastung auch keine Entschädigung ; es bestehe
daher kein prinzipieller Unterschied zwischen dem Entwurf
und dem Kommissionsantrag .

Die Schädigung , die den Gemeinden bei Annahme des

Regierungsentwurfs erwachsen könne , bestehe nicht lediglich
in oem Zinsverlust ; durch diese Vorschrift würden die
Gemeinden vielmehr geradezu gehindert , irgend weiter¬
gehende Ortsbaupläne aufzustellen , und hierdurch könne
den Gemeinden ein weit größerer Schaden erwachsen als
dem Einzelnen bei Annahme der 20jährigen Frist .

Gemeinderath vr . v . H ölst unterstützt die Ausführungen
des Vorredners . Es handle sich hier nicht nur um einen
unmittelbaren Geldverlust für die Gemeinden , sondern um
die gesunde Fortentwickelung der Städte , und deswegen
sei der Kommission die 20jährige Frist als ein Minimum

erschienen . Auch 20 Jahre seien im Leben einer Stadt
eine recht kurze Zeit . Prinzipiell bestehe zwischen der

Regierung und der Kommission keine Differenz , wie schon
der Herr Vorredner gezeigt habe , da auch die Regierung
von dem Prinzip der Entschädigungspflicht in diesem
Punkte abgegangen sei. Den Wünschen der Städte
werde auch der Kommissionsantrag noch nicht genügen ;
man müsse sich eben mit einem Kompromiß zufrieden
geben . Der von Redner gestellte Antrag dagegen be¬

zwecke ein Entgegenkommen gegenüber der Großh . Regie¬
rung . Er hoffe, daß der Antrag der Kommission in beiden

hohen Häusern zur Annahme gelange .
Kommerzienrath Sander erklärt , in dieser Frage auf

dem radikalsten Standpunkt zu stehen, und hätte es am liebsten
gesehen, wenn die ganze Fristbestimmung weggelaffen würde .
Das Privatinteresse wtzrde dadurch freilich betroffen werden ,
aber der moderne Staat lasse auch sonst in vielen Punkten
das Privatintereffe gegenüber dem öffentlichen zurücktreten
und der künftige Staat werde dies noch in erhöhtem
Maße thun müssen . Uebrigens glaube er , daß auch bei

Annahme der 20jährigen Frist eine irgend bedeutende

Schädigung des Privatintereffes nicht eintrete , daß dieses
daher auch eines besonderen Schutzes nicht bedürfe . Die

Annahme des Negierungsentwurfs würde nach Redners

fester Ueberzeugung die Gemeinden abhalten , Ortsbaupläne
für eine entferntere Zeit aufzustellen ; solle die Weiter¬

entwickelung der Städte nicht nothleiden , so müsse die 20 -

jährige Frist als Minimum den Städten zugestande » werden .
Mit dem Antrag von Holst erklärt sich Redner einver¬

standen , da diese Bestimmung nur gerecht sei .
Geheimer Referendär Haas weist darauf hin , oaß die

Gemeinde auch nach Ablauf von 10 bezw . 20 Jahren
seit Feststellung des Bauplans nicht verpflichtet sei, die

Straße herzustellen . Die Gemeinde könne das Grund¬

stück, das sie zufolge des Art . 6 erwerben mußte , wieder
weiter verkaufen oder verpachten . — Daß das Grund¬

eigenthum durch das vorliegende Gesetz gewissen Be¬

schränkungen unterworfen werde , sei zuzugeben , doch seien
diese Beschränkungen , wie er glaube , nicht von so großem
Belang . Auch dürfe darauf hingewiesen werden , daß es

wegen der regelmäßig eintretenden Werthsteigerung des

Grundbesitzes jedem Grundbesitzer erwünscht sei, wenn sein
Grundstück in das Baugebiet einbezogen werde .

Bei der Bemessung der Frist , während deren die Grund¬

stücke dieser Beschränkung unterliegen , müsse auch auf die

kleinen Landgemeinden Rücksicht genommen werden ; für
diese sei die 10jährige Frist jedenfalls zu gering bemessen.

Dasselbe gelte aber auch für die Städte , wenn in diesen



einmal aus irgend welchem Grunde die Baulust gehemmt
werde .

Kaufmann Noppe ! kann sich auf Grund seiner Er¬

fahrungen den Ausführungen der beiden Vorredner nur
durchaus anschließen . In kleineren Städten , wo regel¬
mäßig weniger gebaut werde , sei es rein unmöglich , einen

zweckmäßigen Ortsbauplan aufzustellen , wenn die Gemeinde
schon nach 10 Jahren zur Erwerbung des betr . Terrains

gezwungen werden könne . Auch die 20jährige Frist werde
dem Bedürfniß der kleineren Landgemeinden nicht gerecht ;
die Folge werde eben sein, daß auf einen Ortsbauplan
überhaupt verzichtet und bannt eine planmäßige Fortent¬
wickelung der Gemeinden unmöglich gemacht werde . Gleich¬
wohl werde er für den Antrag der Kommission stimmen ,
da mehr z . Zt . nicht erreichbar scheine.

Ministerialrath Geheimerath Eisenlohr muß zuge¬
ben, daß der Entwurf durch Aufnahme der zehnjährigen
Frist , innerhalb deren der Grundeigentümer an den
Ortsbauplan gebunden ist, ohne daß ihm hierfür eine Ent¬
schädigung gewährt werde , von dem sonst anerkannten
Prinzip der Entschädigungspflicht für jede Beeinträchti¬
gung des Privatinteresses abgewichen sei. Es sei daher
allerdings lediglich eine Frage des Ermessens , ob diese
Frist auf 10 oder 20 Jahre bemessen werde . Die völ¬
lige Beseitigung dieser zeitlichen Beschränkung , die von
einzelnen der Herren Vorredner vertreten worden sei ,
halte er jedoch für unmöglich . Jedenfalls müßte dann
dem Grundeigentümer für die seinem Grundstück aufer¬
legte Belastung eine Entschädigung gewährt werden ,
deren Bemessung äußerst schwierig sein würde .

Den Antrag von Holst lege er dahin aus , daß er sich
nicht auf die stückweise Erwerbung des zur Straßenher¬
stellung erforderlichen Geländes (Art . 5), sondern auf
den Fall beziehe, wo das ganze Grundstück für die
Straße zu erwerben sei .

Mit dieser Auslegung erklärt sich der Antragsteller
einverstanden .

Hierauf wird der Art . 6 in der durch den Antrag der
Kommission und den Antrag v . Holst bewirkten Fassung
angenommen .

Zu Art . 8 bemerkt der Berichterstatter , daß , wie
aus dem Wort „ jedenfalls " im Regierungsentwurf hervor¬
gehe , die Verpflichtung der Gemeinde zur Herstellung
einer Ortsstraße immer dann wirksam werde , wenn für
die neue Straße ein öffentliches Bedürfniß vorliege .
Dies könne unter Umständen schon dann der Fall sein,
wenn an der betr . Straße auch nur ein Haus (z . B .
ein Spital ) erbaut werde .

Zu Art . 8b . weist der Berichterstatter darauf hin ,
daß insbesondere die Bestimmung in Ziff . 2 den Ge¬
meinden von größtem Vortheil sein werde , insofern hier¬
nach Neubauten untersagt werden könnten , wenn durch
die Lage des Baues der angemessenen Fortführung des
Ortsbanplans Hindernisse erwüchsen .

Die Art . 7, 8, 8 a . , 8b . , 12 und 17 werden nach dem
Regierungsvorschlag bezw . dem Kommissionsantrag ohne
Diskussion angenommen .

Zu Art . 18, wonach im Fall der Einziehung oder Ver¬
änderung einer Ortsstraße der Straßenbaupflichtige die
Eigenthümer der an der Straße errichteten Gebäude für
etwaige Werthsverminderung zu entschädigen hat , führt
der Berichterstatter aus , daß hierin die Konsequenz
des Grundsatzes , daß der rechtskräftig festgestellte Orrs -
bauplan für alle Theile verbindlich sei , erblickt werden
müsse. Insbesondere sei hervorzuheben , daß die Ent¬
schädigung auch dann zu gewähren sei , wenn die Aus¬
führung einer planmäßig festgestellten Ortsstraße auf¬
gegeben werde .

Geheimer Referendär Haas hebt hervor , daß durch
diese Bestimmung nicht bloß die Gemeinden , sondern
unter Umständen auch die staatliche Bauverwaltung be¬
troffen werde , da nicht selten Ortsstraßen zugleich Land¬
straßen seien und sich oft das Bedürfniß einer Verlegung
oder Veränderung einer solchen Ortsstraße zeige . Eine
Veränderung der Richtung , für welche einem Gebäudc -
besitzer eventuell Schadenersatz zu leisten sei , könne in
diesen Fällen wohl nur dann als vorhanden ange¬
nommen werden , wenn die Veränderung in der unmittel¬
baren Nähe des Hauses vorgenommen werde , nicht aber
auch dann , wenn diese Veränderung bezüglich einer ent¬
fernten Fortsetzung dieser Straße erfolge . Auch glaube
er , daß , wenn in einem Gebäude ein bestimmtes Gewerbe ,
z . B . eine Wirthschaft , betrieben werde , hierauf im Fall
einer Verlegung der Straße bei der Bemessung der Ent¬
schädigung keine Rücksicht genommen werden könne .

Ministerialdirektor Geheimerath Eisenlohr erklärt
sich mit dem Vorredner darin einverstanden , daß nur eine
solche Aenderung der Richtung einer bestehenden Orts¬
straße die Enschädigungspflicht begründe , welche direkt
und unmittelbar auf die Verbindung der Straße mit dem
Gebäude einwirke , nicht aber auch eine Aenderung im
weiteren Verlauf der Straße .

Der Artikel 18 wird hierauf angenommen .
Geh . Referendär Haas begründet sodann seinen oben

erwähnten Antrag und führt aus , daß es die Anwendung
des Gesetzes , das nunmehr die dritte Fassung erhalten
solle, sehr erleichtern würde , wenn die jetzt geltende Fassung
von der Großh . Regierung zusammengestellt und durch
das Gesetzes- und Verordnungsblatt verkündet würde ,
worauf dieser Antrag angenommen wird .

Bei der nunmehr folgenden namentlichen Abstimmung
wird , wie schon im vorläufigen Bericht erwähnt , der Ge¬
setzentwurf in der durch die Vorschläge der Kommission
und die Anträge von Holst und Haas bewirkten Fassung
einstimmig angenommen .

» Karlsruhe , 14 . April . 37 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitze des Präsidenten
Lame ».

Ausführlicher Bericht über die Berathung des Berichts

der Petitionskommissson über die Bitte der Handelskam¬
mer Heidelberg u . a . , die Abänderung des § 85 der
Städteordnung betr .

Die Bitte , mit welcher sich im Dezember v . I . eine
größere Anzahl von Bürgern der Stadt Heidelberg an
die Erste und Zweite Kammer gewendet und der sich in¬
zwischen auch Einwohner der Städte Freiburg , Pforzheim ,
Mannheim , Karlsruhe und Heidelberg , sowie die H " " °
delskammer für den Kreis Heidelbeng und die Stadt
Eberbach und jene der Stadt Freiburg , sowie die Han¬
delsgenossenschaft Konstanz angeschlossen haben , ist ge¬
richtet auf : j

1 . Abänderung der Städteordnung , speziell des 8 85 ,
in der Richtung , daß der durch direkte Gemeinde¬
umlagen aufzubringende Betrag auf das gesammte'
Grund - , Häuser -, Gefäll -, Gewerbe - , Kapitalrenten -
und Einkommensteutrkapital in der Gemeinde nach
Prozenten der für oas betreffende Jahr geleisteten
Staatssteuerbeträge umgelegt wird , unter Festsetzung
einer Maximalbelastungsgrenze von 100 Prozent
auf die Einkommen jeglicher Art von 3000 Mark
abwärts , und

2 . Uebertragung dieser Bestimmungen der Städteord¬
nung auf das sog . Kirchensteuergesetz , unter Fest¬
setzung einer geeigneten allgemeinen Maximalbe¬
lastungsgrenze .

Nach Eintritt in die Tagesordnung bringt der Prä¬
sident zur Kenntniß des Hauses , daß zwei Anträge
eingereicht worden sind , welche beide auf Ueberweisung
der Petition an die Großh . Regierung zur Kenntniß -
nahme lauten . Der eine Antrag ist gestellt von den
Abgg . Wilckens , Rau , Gesell , Pfister , Fieser ,
G . v . Stoesser , Wittum , Dreher und Blum , der
andere von den Abgg . Hug , Weber (Offenburg ) ,
Reichert , Lauck und v . Buol .

Der Berichterstatter , Abg . Reiß , erklärt : Die Pe¬
titionskommission habe sich der Einsicht durchaus nicht
verschlossen , daß die gegenwärtige Gemeindebesteuerung
an gewissen Mängeln leide , indem namentlich eine An¬
zahl von Gewerbetreibenden mehr belastet sei , als dies
bei Erlassung des Gesetzes beabsichtigt wurde . Die Kom¬
mission sei indessen der Meinung gewesen , daß auf dem
von den Petenten vorgeschlagenen Wege eine befriedi¬
gende Abhilfe nicht getroffen werden könne . Zudem stehe
das Gemeindesteuergesetz noch zu kurze Zeit in Kraft ,
um dessen Wirkungen völlig zu übersehen . Es empfehle
sich nicht, von den derzeit maßgebenden Grundsätzen über
die Vertheilung der Gemeindelasten ohne die allertriftigsten
Gründe abzugehen . Auch sei zu beachten , daß die Ge¬
meindevertretungen der größeren Städte des Landes , so¬
wie auch die zwei größten Handelskammern , Karlsruhe
und Mannheim , der Petition nicht beigetreten sind . Nach
dem Besteuerungsvorschlag der Petenten würde ein ande¬
rer Theil von Gewerbetreibenden erheblich

'
mehr belastet

werden , wie Redner näher nachweist . Außerdem würde
aber dadurch nicht nur eine beträchtliche Erhöhung der
Besteuerung des Einkommens aus einem Dienstverhültniß
und aus wissenschaftlichen Berufsarten , sondern auch eine
erhebliche Mehrbelastung der Arbeiterklassen eintreten ,
womit vie Kommission durchaus nicht einverstanden gewesen
wäre . Ueberdies habe die Großh . Regierung erklärt , daß
sie der Frage fortwährend ihre Aufmerksamkeit zuwenden
werde . Redner empfiehlt deßhalb die Annahme des
Korpmissionsantrages (Uebergang zur Tagesordnung ).

Zur Begründung des Antrags auf Ueberweisung der
Petition an die Großh . Regierung zur Kenntnißnahme
erhält hierauf das Wort der

Abg . Wilckens : Derselbe erkennt das Bestreben der
Petenten als berechtigt an und weist darauf hin , daß er
schon bei Berathung des Kirchensteuergesetzes eine An¬
regung dahin gegeben habe , ob nicht hier das staatliche
Steuerkataster statt des Gemeindesteuerkatasters zu Grunde
zu legen sei . Die Uebertragung des stattlichen Steuer¬
katasters auf die Gemeindebesteuerung scheine ihm nicht
durchführbar . Die Mißstände der gegenwärtigen Besteue¬
rung erkenne Redner an , der vorgeschlagene Weg werde
aber nicht zum Ziele führen . Bei der Gemeindebesteue¬
rung komme nicht bloß die Leistungsfähigkeit , sondern
auch der besondere Vortheil , welchen der Einzelne aus
den Unternehmungen und Einrichtungen der Gemeinden
ziehe, in Betracht . Der höhere Grad der Heranziehung
der Häuser - und Gewerbesteuerkapitalien habe seinen
Grund in dem größeren Vortheile , welchen die betreffen¬
den Steuerpflichtigen gegenüber andern Beitragspflichtigen
zögen . Mit Recht sei in den Motiven zum Gesetze von
1879 auf die namhafte Steigerung des Gemeindeauf¬
wands , bei welcher Ausgaben für Musik , Theater , Unter¬
richtsanstalten , Promenaden u . dergl . in Betracht kom¬
men , hingewiesen worden . Ob dieser Vortheil , der
den Gewerbetreibenden zu gute komme, in 8 85 der
Städteordnung zahlenmäßig in richtigem Verhältnisse
berücksichtigt sei , erscheine ihm allerdings zweifelhaft , die
Petition dagegen wolle nur auf dem Grundsätze der
Leistungsfähigkeit aufbauen . Redner müsse die Petition
gegen den Vorwurf in Schutz nehmen , daß sie ihre Bei¬
spiele in einseitiger Weise herausgegriffen habe . Der
Verfasser der Petition habe eben das Material mitge -
theilt , welches ihm von dem Gewerbetreibenden auf seine
Aufforderung zur Verfügung gestellt worden sei . Die
Beispiele litten an dem Mangel , daß der betr . Gewerbe¬
treibende fast immer zugleich auch Hausbesitzer sei.
Ferner sei übersehen die Möglichkeit der Abwälzung der
Steuerlast durch die Gewerbetreibenden , die für den Be¬
amten und Kapitalisten nicht gegeben sei ; eine zu hohe
Besteuerung der Kapitalisten liege ebenfalls nicht im In¬
teresse der Gewerbetreibenden . Auch der Unterschied von
fundirtem und nicht fundirtem Einkommen sei nicht ge¬
nügend berücksichtigt. Ein Mißverhältniß sei nachge¬
wiesen zwischen dem Einkommen der Gewerbetreibenden
und dem aus anderer beruflicher Thätigkeit , deshalb solle

die Großh . Regierung gebeten werden , eine Prüfung
darüber eintreten zu lassen, ob und inwieweit es geboten
sei , der bestehenden Ungleichmäßigkeit abzuhelfen ; aus
diesem Grunde sei der Antrag auf Ueberweisung zur
Kenntnißnahme gestellt .

Abg . Hug weist darauf hin , daß eine ähnliche Petition ,
ausgehend von den katholischen Geistlichen des Landes ,
schon den Landtag von 1879/80 beschäftigt habe . Dabei
fei der Nachweis erbracht worden , daß

"
hinsichtlich des

Einkommens derselben ein sehr erheblicher Unterschied be¬
stehe, je nachdem dasselbe aus nicht fundirtem Einkommen ,
aus Kapitalrente oder Grundrente herrühre . Die Ein¬
reden , welche man gegen die von den Petenten gewünschte
Uebertragung der Grundsätze für die staatliche Besteue¬
rung auf die Gemeindebesteuerung vorbringe , vermag
Redner nicht für stichhaltig zu erachten . Dagegen befür¬
wortet er schützende Bestimmungen zu Gunsten der klei¬
neren Einkommen ; deßhalb habe er mit seinen Freunden
einen Antrag auf Ueberweisung zur Kenntnißnahme gestellt .

Abg . Rau erklärt sich gleichfalls für die Ueberweisung
zur Kenntnißnahme , weil er die vorhandenen Mängel
anerkennt , und ebenso die Aufgabe , sich mit denselben zu
beschäftigen . Redner hat seine Ansicht in einer Druck¬
schrift niedergelegt , weil er dies gegenüber dem von den
Petenten mitgetheilten Zahlenmaterial für geboten er¬
achtet habe . Die persönliche Ansicht des Redners gehe
dahin , daß die Ursache des Uebels in dem außerordent¬
lich gestiegenen Aufwande der Städte zu suchen sei . 8 85
der Städteordnung leide an dem Mangel , daß das in
Gewerbebetrieben angelegte Kapital in vollem Umfange
zu den Umlagen herangezogen werde ; mit dem radikalen
Vorgehen der Petenten , welche mit den bisher maßgeben¬
den Grundsätzen der Gemeindebesteuerung brechen wollten ,
könne er sich nicht einverstanden erklären ; möglich sei
nur eine Ermäßigung der Heranziehung der Gewerbe¬
steuerkapitalien . Hierbei müsse mit größter Vorsicht vor¬
gegangen werden . Wenn man die Vorschläge der Hei¬
delberger Petition annehmen wollte , so würde das den
Wegzug des Kapitals oder dessen Verheimlichung zur
Folge haben . Die Heidelberger Petition verkenne zu
sehr den Unterschied zwischen fundirtem und nicht fun -
dirtem Einkommen , sie berücksichtige auch nicht genügend ,
daß sich der Hausbesitz auf alle Klassen der Steuerpflich¬
tigen , nicht nur auf die Gewerbetreibenden vertheile .
Der Behauptung der Petition , daß das derzeitige Steuer¬
system ein absolut unhaltbares sei, müsse er widersprechen .
Der wohl zu beseitigende Mangel liege in der zu gerin¬
gen Heranziehung der Berufskreise , wie Aerzte , Anwälte
und höheren Beamten . Bezüglich der Kirchensteuer sei
er mit dem Abg . Wilckens der Ansicht, daß es hier rich¬
tiger wäre , die Staatssteuersätze zu Grunde zu legen .
Als erstrebenswerthes Ziel der Steuergesetzgebung be¬
zeichnet Redner die Einführung einer Vermögenssteuer ,
welche sich auf das reine Vermögen abzüglich der Schul¬
den erstreckt.

Abg . v . Buol erklärt sich gleichfalls für Ueberweisung
zur Kenntnißnahme . Redner hat an der Petition aus¬
zusetzen, daß die textliche Darstellung derselben mannig¬
fach zu einem irrigen Schluffe gelange und daß sie hin¬
sichtlich der gewählten Beispiele von Einseitigkeiten nicht
frei sei . Darüber herrsche allgemeine Uebereinstimmung ,
daß hinsichtlich des Beizugs der Gewerbetreibenden , die
auch bei der staatlichen Besteuerung in einem erheblich
höheren Betrage herangezogen würden , eine Ermäßigung
eintreten müsse. Der Gegensatz zwischen fundirtem und
unfundirtem Einkommen habe sich im Laufe der letzten
25 Jahre abgeschwächt; Redner erinnert hierbei an das ,
was zur Sicherung der Bezüge der Beamten geschehen
ist . Demgegenüber werde von den Petenten in zutref¬
fender Weise hervorgehoben , daß die Sicherheit des
Einkommens der Gewerbetreibenden in den letzten Jahren
wesentlich gelitten habe .

Ferner komme in Betracht , daß hinsichtlich der An¬
schauungen darüber , was Aufgabe des Staates und der
Gemeinde sei, eine große Umwälzung im Laufe der Zeit
eingetreten sei .

Für Ueberweisung der Petition zur Kenntnißnahme
spreche, daß auch im Regierungsentwurfe von 1886 das¬
selbe gewollt sei, was die Petenten erstrebten , wie schon
nach dem Gesetze von 1879 die Gewerbesteuerkapitalien
nur mit 90 Prozent zu den Umlagen herangezogen worden
seien .

Der Uebergang zur Tagesordnung sei gegenüber einer
in sozialpolitischer Beziehung so bedeutsamen Frage nicht
angebracht . Es werde auch die mit anerkennswerthem
Fleiße ausgearbeitete Petition geeignetes Material für
die in Aussicht stehende Revision der Einkommensteuer¬
gesetzgebung liefern . Zum Schluffe gibt Redner der
Hoffnung Ausdruck , daß die Frage mit der Zeit einer
befriedigenden Lösung entgegengeführt werde .

Abg . Gesell hebt die Schwierigkeit einer allseits ge¬
rechten Besteuerung hervor und erklärt sich für ein
kombinirtes System der Gemeindebesteuerung , das bei
den einzelnen Arten der Steuerkapitalien über eine be¬
stimmte Höhe nicht hinausgehe . Die derzeitige Gemeinde¬
besteuerung entspreche diesen Anforderungen nicht ; ein
Weg zur Besserung werde aber auch in der Heidelberger
Petition nicht gezeigt. Angesichts der gemeindeweise und
sogar innerhalb der einzelnen Gemeinden verschiedenen
Verhältnisse wolle Redner sich bestimmter Vorschläge ent¬
halten . Redner kommt sodann auf die Frage der Octroi -
sätze zu sprechen , für deren Bestimmung durch die Zoll¬
gesetzgebung von 1867 namentlich für die schwerer be¬
lasteten Städte eine lästige Schranke gezogen sei. Redner
befürwortet den aus dem Hause gestellten Antrag und
hofft , daß die Regierung s. Zt . einen entsprechenden Gesetz¬
entwurf vorlegen werde . (Schluß folgt .)

Verantwortlicher Redakteur: Wilhelm Harder in Karlsruhe.
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D .3 . Nr . 283. Gemeinde Bötzingen , Amtsgerichtsbczirk Emmendingen .

Öeffentliche Aufforderung
zur Erneuerung der Einträge von Vorzugs - und

Unterpfandsrechten.
Diejenigen Personen , zu deren Gunsten Einträge von Vorzugs - oder Unter-

psandsrechten länger als 30 Jahre in den Grund - oder Unterpfandsbüchern der
Gemeinde Böqiugcn - Qberschaffhausen » Amtsa .-Bezirks Emmendinge »,
eingeschrieben sind , werden hiemit auf Grund des Gesetzes vom 5 . Juni 1860 ,
die Bereinigung der Unterpfandsbücher betreffend (Reg .-Blatt Seite 213) , und
des Gesetzes vom 28 . Januar 1874 , die Mahnungen bei diesen Bereinigungen
betr . (Ges .- u. V .-Bl . S . 43), aufgefordcrt, die Erneuerung derselben bei dem

unterfertigten Gewähr - oder Pfandgerichte unter Beachtung der im 8 20 der

Vollzugsverordnung vom 31 . Januar 1874 (Ges.- u . V .-Bl . S . 44) vorgeschriebenen
Formen nachzusuchen , falls sie noch Ansprüche auf das Fortbestehen dieser Ein¬

träge zu haben glauben, und zwar bei Vermeidung des Rechtsnachtheils, daß die
innerhalb sechs Monaten nach dieser Mahnung

nicht erneuerten Einträge werden gestrichen werden .
Dabei wird bekannt gemacht , daß ein Verzeichniß der in den Büchern

genannter Gemeinde seit mehr als dreißig Jahren eingeschriebenen Einträge
in dem Gemeindebause zur Einsicht offen liegt und daß die öffentliche Verkün¬

digung der Mahnung als Zustellung an alle, auch die bekannten Gläubiger gilt .
Bötzingen, den 12 . Avril 1890 .

Das Gewähr - und Pfandgericht. Der Beremigungskommrfsär:
Märtin , Bürgermeister . B och , Rathschreiber.

/ binnenJahresfrist / 1890 gestorbenen Ehefrau , Maria Eva , j
! Nachricht von sich an das unterzeich - ^ geb . Joos , nachgesucht . /

, nele Amtsgericht gelangen zu lassen . Etwaige Einsprachen gegen dieses
l Ferner werden Diejenigen , welche Aus - ! Gesuch sind binnen 4 Wochen bei

/ kunft über Leben oder Tod der Ver - / diesseitigem Gerichte vorzubringen, . - I

/ mißten zu ertheilen vermögen, aufge- Triberg , den 8 . April 1890 .
' !

fordert , hierüber Anzeige anher zu er- Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts : ,

BürgerlicheRechtspflege .
Oeffeutliche Anstellung.

C .937 .2 . Nr . 3588. Staufen . Die
Bezirkssparkaffc Stanken , vertreten
durch ihren Controleur Bischofs dahier,
klagt gegen die an unbekannten Orten
abwesenden Weber Andreas Beckert und
seine Ehefrau , Stefanie , geb. Hegle
von. Ehrenstetten, aus Zinsen zu 4 °/«
aus 1700 Mark Darlehen für die Zeit
vom 31. Dezember 1887/1889 , mit dem
Anträge auf Berurtheilung derselben
unter sammtverbindlicherHaftbarkeit zur
Zahlung von 136 M . durch vorläufig
vollstreckbares Urtheil , und ladet die
Beklagten zur mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreits vor das Gr . Amts¬
gericht zu Staufen auf

Montag den 2 . Juni 1890 ,
Vormittags V?9 Uhr .

Zum Zweckeder öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug der Klage bekannt
gemacht .

Staufen , den 9. April 1890 .
Dufner ,

Gerichtsschrciberdes Gr . Amtsgerichts.
Koukursverfahrrn.

D .32. 1. Nr . 4929/30 . Lahr . Ueber
das Vermögen des Maurermeisters
Wilhelm Zimmer von Nonnenweier
hat das Großh . Amtsgericht Lahr , da
dessen Zahlungsunvermögen nachgewie¬
sen ist , aus Antrag des Müllers Jo¬
hann Heimbm ger von dort , heute , am
10 . April 1890 , Vormittags V» 11 Uhr,
das Konkursverfahren eröffnet .

Gerichtsnotar Kaiser hier wird
zum Konkursverwalter ernannt .

Konkursfordcrungen sind bis zum
1 . Mai 1890 bei dem Gerichte an-
znmelden .

Es wird zur Beschlußfassungüber die
Wahl eines anderen Verwalters sowie
über die Bestellung eines Gläubiger¬
ausschusses und eintretendenFalls über
die in 8 120 der Konkursordnung be-
zeichneten Gegenstände sowie zur Prü¬
fung der angemeldetenForderungen auf

Donnerstag den 8 . Mai 1890 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vor dem Unterzeichneten Gerichte Ter¬
min anberaumt .

Allen Personen , welche eine zur
Konkursmasse gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkursmasse etwas
schuldig sind , wird aufgegeben , nichts
an den Gemeinsckuldncr zu verab¬
folgen oder zu leisten , auch die Ver¬
pflichtung auferlegt , von dem Besitze
der Sache und von den Forderungen,
für welche sie aus der Sache abgeson¬
derte Befriedigung in Anspruch neh¬
men , dem Konkursverwalter bis zum
1 . Mai 1890 Anzeige zu machen .

Labr, den 10 . April 1890 -
Der GerichtsschrciberGr . Amtsgerichts :

Eggler . j
D .31 . Nr . 9286 . Freiburg . Das

Konkursverfahren über das Vermögen
der Modistin Luise (Krim es von Frcr-
burg wird » nachdem der in dem Ver¬
gleichstermine vom 13 . März 1890
angenommene Zwangsvergleich durch
rechtskräftigen Beschluß vom II . April
1890 bestätigt ist, hierdurch aufgehoben .

Freiburg , den 11 . April 1890 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Dirrler .
Bermögensabsooderullge ».

C .998 . Nr . 3134 . Triberg . Auf
Antrag der Ehefrau des Landwirths
und Uhrmachers Johann Grieshaber ,
Marianna , geb. Fehrenbach von Schön - j
wald , und in Anwendung des 8 40 des ?

bad . Einf .Ges. zu den R .J . G . äe 1879
wurde vom Gerichte heute

erkannt :
Die Klägerin wird wiederholt

für berechtigt erklärt, ihr Vermö¬
gen von demjenigen ihres Ehe¬
mannes abzusondern, und hat die¬
selbe die Kosten des Verfahrens
zu tragen .

Triberg , den 11 . April 1890 .
Der GerichtsschrciberGr . Amtsgerichts :

I . Äecherer .
C .985 . Nr . 3428 . Karlsruhe .

Durch Urtheil des Großh . Landgerichts
Karlsruhe , CivilkammerUI, vom Heu¬
tigen wurde die Ehefrau des Bier¬
brauers Jakob Hassinger , Jakobine ,
geb. Mecrwarth in Menzingen , für be¬
rechtigt erklärt, ihr Vermögen von dem¬
jenigen ihres Ehemannes abzusondern.

Dies wird hiermit zur Kenntniß der
Gläubiger gebracht .

Karlsruhe » den 20 . März 1890 .
Der Gerichtsschreiber

Großh Landgerichts Karlsruhe :
Görres .

C .1000. Nr - 5730 . Mannheim . Die
Ehefrau des Maurers Peter Karb ,
Elisabetha , geb . Ullrich in Mannheim ,
hat gegen ihren Ehemann bei dies¬
seitigem Landgerichte eine Klage mit
dem Begehren eingereicht , sie für be¬
rechtigt zu erklären , ihr Vermögen von
dem ihres Ehemannes abzusondern.

Termin zur Verhandlung hierüber
ist auf :

Mittwoch den 28 . Mai 1890 ,
Vormittags 9 Uhr ,

bestimmt . Dies wird zur Kenntniß -
nahme der Gläubiger andurch veröf¬
fentlicht .

Mannheim , den 9 . April 1890 .
Gerichtsschreiberei des Gr . Landgerichts.

Schmidt .
C .999 . Ne 1732 . Waloshut . Die

Ehefrau des Leo Zimmermann ,
Maria Ursula, geborne Feldmann von
Remetschwibl , hat durch Rechtsanwalt
Graser in Waldshut gegen ihren Ehe¬
mann KlageaufVermögensabsonderung
erhoben , zu deren Verhandlung vor Gr .
Landgericht Waldshut — Civilkammer 1
— Termin auf Donnerstag den 3.
Juli 1890, Vormittags 9 Uhr , an¬
beraumt ist , was zur Kenntnißnahme
der Gläubiger öffentlich bekannt gemacht
wird.

Waldshut , den 11 . April 1890 .
Gerichtsschreibereides Gr . Landgerichts

Hr. Rindcrle -
D .1 . Nr . 3825 . Konstanz . Die

Ehefrau des Bauers Oskar Diener ,
' Salomea , geborne Volz in Pfullendorf ,
! vertreten durch Rechtsanwalt Beycrle in
! Konstanz , hat gegen ihren Ehemann
/ Klage auf Vermögensabsonderung er-
I hoben. Zur mündlichen Verhandlung
ist vor Großh . Landgericht Konstanz,
Civilkammer 11 , Termin auf Don -

/ nerstag den 29 . Mai 1890 , Vor¬
mittags 8Vs Uhr , bestimmt . !

Konstanz, den 10 . Avril 1890 . !
Der GerichtsschreiberGr . Landgerichts:

Dr. Landauer .
Verschollenheitserklärung .

C .994 .1 . Nr . 4160. Breiten . Zum l
Zweck der Kundschaftserhcbung wird /
verfügt :

Katharina Röller von Breiten , ge¬
boren den 25 . September 1813 , wohn¬
haft zuletzt in Breiten , wird seit 1839

/ vermißt. Ihre Verschollenheitserklä-
/ rung ist beantragt . Sie wird aufge- /
fordert,

statten.
Brette » . 8 . Avril 1890 .

Großh . bad . Amtsgericht,
gez . Schenk .

Dies veröffentlicht:
Der Gerichtsschrciber:

Eisenhut .
Verscholleuheitsverfahreu.

C,928 . Nr . 4527. Baden . Großh .
Amtsgericht Baden hat unter '»! 27.
März 1890 folgenden

Vorbescheid
erlassen :

„Der am 5. Oktober 1835 in Baden¬
scheuern geborene Schmied Dionys
Birnbräuer wird seit 1868 vermißt
und ist dessen Verschollenheitserklärung
beantragt .

Der Vermißte wird aufgcfordert,
binnen Jahresfrist Nachricht an Großh .

I . Becher er .
C.886 .2. Nr . 5671 . Offenburg .

Die Witwe des Leonhard Hurst .
Barbara , geb. Sauer in Urloffen , hat
um Einweisung in Besitz und Gewähr
des Nachlasses ihres f Ehemannes ge-

. beten .
Diesem Gesuch wird statlgegeben.

? wenn Einsprachen dagegen binnen sechs
Wochen nicht erfolgen.

Offenburg , den 3 . April 1890 .
Der GerichtsschrciberGr . Amtsgerichts :

C . Beller .
C .854 .3 . Nr . 2267 . Gengenbach .

^Das Großh . Amtsgericht dahier hat
! am 28 . März 1890 beschlossen:
! „Die Witwe des Sägers Tobias
! Lehmann von Oberhalmersbach » Adel¬
heide, geb. Kern , hat um Einweisung
in Besitz und Gewähr des Nachlasses

Amtsgericht hier gelangen zu lassen , j ihres verstorbenen Ehemannes dahier

Ebenso werden alle Diejenigen, welche / nachgesucht . Diesem Gesuch wird statt-

Auskunft über Leben oder Tod des / Meben , wenn binnen vier Wochen

Vermißten zu ertheilen vermögen, auf- keine Einwendungen dahier vorgcbracht

gefordert , binnen Jahresfrist Anzeige ! ^ erdm.
Dies veröffentlicht :
Gengenbach, den 5. April 1890 .

Der Gerichtsschreiber
des Großh . bad . Amtsgerichts :

Stoll .
Öeffentliche Aufforderung.

C .977 . 1 . Müllheim . Johannes
Eurich , gebürtig von Müllheim , 55
Jahre alt , seit 1864 an unbekannten
Orten in Amerika , ist zur Erbschaft
seiner am 25 . März 1890 in Zienken
verstorbenen Mutter , Ernst Konrad
Vogtenberger Witwe , Elisabetha , geb.
Langenbuch , berufen.

Derselbe wird hiemit aufgefordert,
binnen sechs Wochen

an den Unterzeichneten Notar zum Zweck
des Beizugs bei der Verlaffenschasts-

i Verhandlung
zu lassen.

Nachricht von sich gelangen

hierher zu erstatten.
Dies veröffentlicht:
Baden , den 5 . April 1890 .

Der Gerichtsschrciber
des Großh . bad . Amtsgerichts :

Lutz .
Entmündigungen.

C . 960. Nr . 6887 . Waldsbut .
Josef Aichele , Obertelegraphcnassistent
in Waldshut , wurde durch diesseitiges
Erkenntniß vom 1 . März d . Js . , Nr .
4271 , im Sinne des L. R . S . 489 ent¬
mündigt und wurde heute für denselben
dessen Ehefrau , Elise Aichele , geborne
Diringer dahier , als Vormünderin
ernannt .

Waldshut . 3 . April 1890 . /
Großh . bad . Amtsgericht.

Reichardt .
Maurer , / zu lassen

C .990 . Nr . 7059 . Waldshut . Die / - Müllheim , den 9. April 1890 .
ledige Theresia Voll von Stadenhau - C . Fraeulin ,
sen wurde durch diess. Erkenntniß vom
21 . Februar d . I . , Nr . 3642 , wegen
bleibender Gemüthsschwächeim Sinne
des L .R .S . 489 entmündigt und ist
heute als Vormünderin für dieselbe
deren Mutter Fridolin Voll Witwe,
Theresia, geb. Wenk in Stadenhausen ,
ernannt worden.

Waldsbut , 5 . April 1890 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Reichardt .
Maurer .

Erbeisweifungea.
D . 16. 1 . Nr . 10,277 . Karlsruhe .

Marie , geb. Meeß , Ehefrau des am
8. Januar d . I . in Karlsruhe verffor - _ , . . _ _ _
denen BlcchnermeistersWilhelm Kibv , delsregister wurde eingetragen:
bat den Antrag auf Einweisung in die ! Zum Firmenregister :
Gewähr des Nachlasses ihres genann-

^ Baud 1 , O -Z . 729 . Firma C . Baur
ten Ehemannes gestellt . Einwendungen §hier. Das Geschäft nebst der Firma ist
gegen diesen Antrag sind innerhalb ' „ ach dem am 26 . Januar 1890 erfolg-
3 Wochen bei Großh . Amtsgerichte ten Tode des Inhabers Carl Baur aus

Großherzogl . Notar .
C .976 . Lahr . Andreas Gäßler

von Lahr, zur Zeit in Amerika unbe¬
kannt wo abwesend , ist am Nachlasse
seiner verlebten Mutter , Jakob Gäßler
Witwe, Magdalena , geb. Schlosser von
Labr, erbberechtigt und wird hiermit
aufgefvrdert, zum Zwecke des Beizugs
bei der Vcrlassenschaftsverhandlung

binnen zwei Monaten
mir Nachricht von sich zu geben .

Lahr , den 10. Avril 1890 .
Der Großh . Notar :

L i e h l.
Handelsregistereinträae.

C .922 . Pforzheim . Zum Han-

hierselbst einzureichen .
Karlsruhe , den 10 . April 1890 .

Gerichtsschrciberdes Gr . Amtsgerichts :
W . Frank .

D .17 . 1 . Nr . 10,278. Karlsruhe .
Gertrude , geb . Köhler , Ehefrau des
am 10. Dezember 1889 dahier verstor¬
benen Dieners KarlAndreasSchenkel ,
bat den Antrag auf Einweisung in die
Gewähr des Nachlasses ihres genannten
Ehemannes gestellt . Einwendungen ge¬
gen diesen Antrag sind innerhalb drei
Wochen bei Großh . Amtsgericht Hier¬
selbst einzureichen .

Karlsruhe , den 11 . April 1890 .
W . Frank ,

Gerichtsschreiberdes Gr . Amtsgerichts.
D .18 .1 . Nr . 10,279 . Karlsruhe .

Luise Regina , geb. Grassinger , Ehefrau
des am 5 . Januar d . I . in Karlsruhe
verstorbenen Bäckers Friedrich Schu¬
macher , hat den Antrag auf Einwei¬
sung in die Gewähr des Nachlasses
ihres genannten Ehemannes gestellt .
Einwendungen gegen diesen Antrag sind
innerhalb 3 Wochen bei Großh . Amts¬
gericht hierselbst einzureichcn .

Karlsruhe , den 10 . April 1890 .
W . Frank »

Gerichtsschrciberdes Gr . Amtsgerichts.
C .936. Nr . 2955 . Triberg . Land- /

wirth Paul Nock in Schönwald ha^
dahier um Einsetzung in die Gewähr
des Nachlasses seiner am 17 . Januar /

dessen Witwe , Emilie , geb . Ochs , wohn
hast hier, übergegangen.

L . Zum Gesellschaftsregister :
Bd . II, O .Z . 812 . Die Gesellschafter

der seit 1 . April 1890 dahier bestehenden
Commanditgesellschaftsind : Kaufmann
Salomon Speyer , wohnhaft hier , als
persönlich haftender Gesellschaftersowie
die Kaufleute Max Simon , Alexander
Leroi und Hugo Flegenheim, alle wohn¬
haft in Frankfurt a . M . , als Comman -
ditisten mit einer Vermögenseinlage von
12,000 M . Die Gesellschafter betrei¬
ben ein Kurz-, Woll - , Weißwaaren - ,
Putz- und Besatzarlikel-Geschäft.

Pforzheim, 5 . April 1890 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Or . Saurier . .
C .967 . Nr . 2956 . Bonndorf . In

das Firmenregister wurde unterm Heu¬
tigen eingetragen:

O .Z . 159 . Firma I . Beringer ,
Meck . Buntweberei Vehlingen in Ueh» !
lingen. Inhaber Josef Beringer in
Vehlingen . Ehevertrag ä . ä . Bonndorf, !
29 . Juli 1869 mit Wilhelmine Frei von !
Bonndorf , wonach jeder Ehegatte 300 fl.
in die Gemeinschaft einwirft , dagegen
alles übrige jetzige und künftige Ver¬
mögen derselben von der Gemeinschaft
ausgeschlossen und verliegenschastet wird.

Boundorf , den 3 . April 1890 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Engelhard .

C .969 . Nr . 4026 . Müllheim . Zu
O .Z . 188 des Firmenregisters — Firma
R . Kaiser hier — wurde heute einge¬
tragen : Die Firma ist erloschen :

Müllheim , 9 . April 1890 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Beck .
Zwangsversteigerung.

D . 19 . Ett .enheim .

Liegenschafts-Ver¬
steigerung.

In Folge richterlicher
Verfügung werden dem
Fabrikanten Alfred
Meurer von Etten -

heimmünster am
Montag dem LI . Npril d. I . ,

Nachmittags 3 Uhr ,
im Rathhause allda die nachbcichriebe -
nen Liegenschaften und liegenschaftlichen
Zugehörden öffentlich zu Eigenthum
versteigert, wobei der Zuschlag erfolgt ,
wenn der Schätzungsprcis oder mehr
geboten wird.
Beschreibung der Versteigernngs -

odjckte .
Liegenschaften .

1. LBN . 27 . 25,92 a Hofraitbe,
1,98a Hausgarten und 14,22 » Wiesen.

Auf der Hofraithe stehen ein zwei¬
stöckiges im Quadrat zusammengebau¬
tes Wohn« und Ockonomiegebäude, wel¬
ches gegenSüden und OstenWohnungs -,
Wirthschafts - und Baderäume und gegen
Westen und Norden Stallungen , Ma¬
gazine und Fabrikräume hat , sowie
einen gewölbtenKeller unter dem Wohn-
hause und einen solchen unter dem nörd¬
lichen Ockonomiegebäudeenthält ; ferner
eine gedeckte Kegelbahn im Unterthal ,
neben sich selbst und Straße » mit Real -
wirihschaftsrecht zum golveuen Hirsch ,
tax. 28500 . —

2 . LBN . 45. 36,99 » Ge¬
müsegarten im Unterthal » ne¬
ben Josef Zehnle und Straße ,
tax. 1700 .—

3 . LBN . 64. 6,93 » Wie¬
sen im Unterthal , einerseits
Mühlbach, ands. Josef Zehnle
und Weg , tax. 100.—

4 . LBN . 91 . 16.43 » Wie-
sen in der Kirchhalden, einer¬
seits sich selbst , anderseits
Martin Kurz , tax . . . . 150 .—

5 . LBN . 92 . 18,00 » Acker
(Anlagen ) in der Kirchhalden,
neben sich' selbst u . Johannes
Ohnemus , tax. 400 .—

6 . LBN . 63 - 9,79 » Acker
(jetzt Wiese) zu St . Landolin,
einerseits Mühlbach, anders,
sich selbst und Georg Sing -
ler , tax.

7. LBN . 92. 17,37 » Acker
(jetzt Wiese) in der Kirchhal¬
den , eimrseits sich selbst, an¬
derseits Johannes Ohnemus ,
tax.

8. LBN . 62 . 9,00 » Gras -
selb in der Kirchhalden, neb .
Wilhelm Beck und Weg , tax.

9. LBN . 31 . 17,95 »
Marktplatz , Sommerwirth -
schaft St . Landolin , neben
sich selbst und Pfarrgur , tax.

10 . LBN . 28. 14,49 »
Gras - und Obstgarten zu St .
Landolin , neben Gemeindc-
weg und Gegenstößern, tax.

11 . Der unter 61 Ruthen
Acker in der Bysäge gelegene
Felsenkeller , neb . Alois Aechtle
und Landwirth Schätzle, tax.

Liegenschaftliche Zugehörden .
1 Dampfmaschine . . . . 2000 . —
1 große Hobelmaschine . .
1 Eircularsäge .
Transmissionen .
Dampfheizvorrichtung - , .
verschiedene weitere der Lie¬

genschaft gewidmete Fahr¬
nisse im Werthe von

100 .-

150 .-

100 . -

500. —

200 .-

50.-

1250 .-
200 . -
400 . -

1500 .—

1468 .70
im Ganzen 38768 .70

Die Einzelbeschreibungen der liegen -

schaftlichen Zugehörden und die weite¬
ren Versteigerungsbedingungen liegen
in der Zwischenzeit bei dem Vollstreck-

ungsbeamten und im Ratbbause zu
Ettenheimmünster zu Jedermanns Ein¬
sicht offen , auch kann Abschrift hiervon
auf Antrag und auf Kosten des An¬
tragstellers ertheilt werden .

Ettenheim . den 19. März 1890 .
Der Bollstreckungsbeamte:
Ernst Castorph , Notar .

Druck und Verlag der G . Braun ' schen Hvfbuchdruckerei .
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